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Junge Union fordert verstärkten Kampf
gegen Extremismus in Neubrandenburg

Die Junge Union fordert mehr Prävention gegen
Extremismus und Vandalismus in Neubrandenburg nach

der Beschädigung der Karl-Marx-Statue.

In Neubrandenburg hat der jüngste Vorfall der Beschädigung der
Karl-Marx-Statue, die mit einem Hakenkreuz beschmiert wurde,
eine Welle der Empörung ausgelöst. Die Junge Union der
Mecklenburgischen Seenplatte (MSE) reagierte umgehend und
forderte Maßnahmen zur Bekämpfung von Extremismus und
Vandalismus. Roman-Dieter Olbricht, der Vorsitzende der Jungen
Union, erklärte, dass solche Taten nicht nur die Statue, sondern
auch die demokratischen Grundwerte in der Stadt angreifen. Er
drängt darauf, entschiedener gegen diese Entwicklungen
vorzugehen.

Die erneuten Angriffe auf Symbole der Demokratie zeigen, wie
wichtig präventive Maßnahmen sind. Die Junge Union fordert
eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Stadt, Landkreis und
Land, um die Jugendsozialarbeit zu fördern. Insbesondere in der
mobilen Jugendarbeit sieht die Union Potenzial, um Extremismus
schon frühzeitig zu begegnen. „Es muss mehr getan werden“, so
Olbricht. Die Fazilitäten zur Unterstützung der Jugend müssen
ausgeweitet werden, um derart extremistischen Taten
vorzubeugen.

Forderungen nach Unterstützung von der
Landesregierung

Die jüngsten Vorfälle machen deutlich, dass die Verantwortung



nicht alleine bei den Kommunen liegen kann. Olebricht kritisierte
die Landesregierung, namentlich Innenminister Christian Pegel,
dafür, dass sie sich oft auf Kommentare beschränkt, ohne aktiv
zu handeln. „Aus heißer Luft ist noch nie etwas entstanden“,
sagt er und wünscht sich pragmatische Unterstützung im Kampf
gegen die zunehmende Gewalt. Aktionen, die auf das Einsperren
von Tätern abzielen, werden nach Ansicht der Jungen Union
nicht ausreichen, wenn nicht gleichzeitig präventiv gearbeitet
wird.

Der Innenminister selbst hatte zuvor die Taten scharf verurteilt.
Pegel bezeichnete die Schmiererei an der Karl-Marx-Statue als
„unerträglich und widerlich“. In seinen Augen sei das
Hakenkreuz ein Symbol des Grauens aus der Vergangenheit, das
nicht nur die Menschenwürde verletze, sondern auch eine
Verhöhnung der Opfer der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft darstelle. „Diese symbolische Gewalt hat in
unserer Gesellschaft keinen Platz“, stellte er klar.

Die Zerstörung und Beschädigung der Statue ergänzt die
Debatte um den Umgang mit Extremismus, der in der Region
wieder sichtbarer zu werden scheint. Bereits zuvor ereignete
sich ein ähnlicher Angriff, als am Neubrandenburger Bahnhof
eine Regenbogenflagge gestohlen wurde und durch eine Flagge
des NS-Regimes ersetzt wurde. Diese Vorfälle ziehen nicht nur
lokale Aufmerksamkeit auf sich, sondern stehen auch
stellvertretend für eine breitere gesellschaftliche Diskussion
über Extremismus und dessen wachsende Präsenz in
Deutschland.

Der Widerstand gegen Extremismus

Die Junge Union unterstreicht die Notwendigkeit, gemeinsam
gegen diese Entwicklungen vorzugehen. Es gilt, solidarisch zu
handeln und die Werte der offenen Gesellschaft stark zu
vertreten. Die Vereine, Bildungseinrichtungen und die
Zivilgesellschaft sind jetzt gefragt, um in Neubrandenburg und
darüber hinaus ein starkes Zeichen gegen Extremismus zu



setzen. Der Fokus muss auf der Bildung und Aufklärung liegen,
sodass junge Menschen gar nicht erst in den Bann
extremistischer Ideale geraten.

Neubrandenburg steht vor der Herausforderung, ein sicheres
Umfeld für alle Bürger zu gewährleisten, und die jüngsten
Vorfälle sind ein Weckruf für Politik und Gesellschaft,
entschlossen gegen Übergriffe und extremistische Tendenzen
vorzugehen. Der Dialog über diese Themen muss aktiv geführt
werden, wobei die Stadt und die Politik in den kommenden
Monaten gefordert sind, die Initiative zu ergreifen.

Erweiterte Diskussion über Extremismus in
Deutschland

Die aktuellen Vorfälle in Neubrandenburg sind Teil eines
größeren Trends in Deutschland, wo extremistische Tendenzen
und Gewalt in den letzten Jahren zugenommen haben.
Statistiken des Innenministeriums zeigen einen Anstieg von
rechtsmotivierten Straftaten, während linksextreme und
fremdenfeindliche Übergriffe ebenfalls besorgniserregende
Raten aufweisen. Der Verfassungsschutz berichtete für das Jahr
2020 von über 22.000 registrierten Delikten, die dem
extremistischen Spektrum zugeordnet werden konnten.

Ein Bericht des Verfassungsschutzes hebt hervor, dass
insbesondere in ländlichen Regionen wie Mecklenburg-
Vorpommern eine gewisse Anfälligkeit für rechtsextreme
Ideologien besteht. Dies könnte auf eine Kombination aus
wirtschaftlicher Unsicherheit, sozialer Isolation und einem Gefühl
der Entfremdung innerhalb der Gesellschaft zurückzuführen
sein. Die Junge Union MSE fordert daher ein integriertes Konzept
zur Bekämpfung dieser Entwicklungen, das gezielte Bildungs-
und Integrationsmaßnahmen umfasst.

Rolle der Jugendsozialarbeit



Der Fokus auf die Stärkung der Jugendsozialarbeit, insbesondere
in ländlichen Gebieten, ist entscheidend für die Prävention von
Extremismus. Eine Untersuchung des Deutschen Jugendinstituts
zeigt, dass aktive Jugendangebote und Partizipation dazu
beitragen können, Empathie und Toleranz zu fördern. In
Neubrandenburg sollten Initiativen wie Sport- und
Kreativprojekte, die auch mobile Jugendarbeit einschließen,
gefördert werden, um jungen Menschen Alternativen zu
extremistischer Ideologie zu bieten.

Der Ausbau von präventiven Maßnahmen kann dazu beitragen,
das soziale Miteinander zu stärken und die Resilienz gegenüber
extremistischen Gedanken zu erhöhen. Gemeinden, die bereits
erfolgreiche Programme implementiert haben, berichten von
einer hohen Akzeptanz unter Jugendliche und einem merklichen
Rückgang von extremistischen Vorfällen. 

Gesellschaftliche Reaktionen und
Verantwortung

Die zunehmenden extremistischen Vorfälle rufen nicht nur
interne politische Reaktionen hervor, sondern auch ein
wachsendes öffentliches Bewusstsein. Organisationen wie die
„Initiative gegen Rechtsextremismus“ setzen sich dafür ein,
dass der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt wird und
mehr Menschen über die Gefahren extremistischer Ideologien
informiert werden. 

In Neubrandenburg sind nach den jüngsten Vorfällen zahlreiche
Proteste und Aufklärungskampagnen organisiert worden, die ein
starkes Zeichen gegen Rassismus und Diskriminierung setzen
möchten. Diese Bewegungen sind entscheidend, um ein
Bewusstsein für die Wichtigkeit der Demokratieförderung zu
schaffen und engagierte Bürger zu mobilisieren. 

Die Verantwortung liegt nicht nur bei den politisch
Verantwortlichen, sondern auch bei jedem Einzelnen in der
Gesellschaft. Bildung, Aufklärung und ein starkes



Gemeinschaftsgefühl können die Wurzeln des Extremismus
zurückdrängen und eine inklusive Gesellschaft fördern.
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